
Gleichwertigkeitsprüfung für Bewerber um Aufnahme in den Vorbereitungsdienst der 
Rechtsreferendare mit ausländischem juristischem Studienabschluss 

gem. § 112a DRiG 
 

 
I. Formelle Voraussetzungen für den Eintritt in die Gleichwertigkeitsprüfung 
Die Gleichwertigkeitsprüfung wird bei Bewerbern durchgeführt, die ein rechtswissenschaftli-
ches Universitätsdiplom besitzen, das in einem Mitgliedstaat der EU, einem anderen Ver-
tragsstaat des EWR-Abkommens oder in der Schweiz  erworben wurde und dort den Zugang 
zur postuniversitären Ausbildung für den Beruf des europäischen Rechtsanwalts gem. § 1 
EuRAG eröffnet. 
 
II. Durchführung der Gleichwertigkeitsprüfung 
Die Feststellung, ob der Bewerber über die für den Eintritt in den Vorbereitungsdienst erfor-
derlichen Rechtskenntnisse verfügt, erfolgt über eine zweistufige Gleichwertigkeitsprüfung. 
Die in einem Land ausgesprochene Feststellung berechtigt zum Zugang zum Vorbereitungs-
dienst auch in allen anderen Ländern der Bundesrepublik Deutschland. 
 
Erste Stufe: Prüfung der Diplome und sonstigen Nachweise 
Zunächst werden die vom Bewerber vorgelegten Diplome, Prüfungszeugnisse, sonstigen 
Befähigungsnachweise und seine einschlägige Berufserfahrung daraufhin geprüft, inwieweit 
sie das Vorhandensein von Kenntnissen in den in der anliegenden Liste näher dargestellten 
Bereichen 
  Kernbereiche des deutschen Zivilrechts einschließlich Verfahrensrecht, 
  Kernbereiche des deutschen Strafrechts einschließlich Verfahrensrecht, 
  Kernbereiche des deutschen Öffentlichen Rechts einschließlich Verfahrensrecht 

auf dem Niveau der Ersten Juristischen Prüfung (§ 5 Abs. 1 DRiG) bescheinigen. 
 
Zweite Stufe: Ergänzende Eignungsprüfung 
In denjenigen der drei genannten Bereiche, deren hinreichende Beherrschung danach noch 
nicht belegt ist, ist das Vorhandensein entsprechender Kenntnisse durch Ablegen einer er-
gänzenden Eignungsprüfung nachzuweisen. Dies erfolgt durch Fertigung des in diesem Be-
reich angebotenen Klausurenblocks der staatlichen Pflichtfachprüfung der Ersten Juristi-
schen Prüfung nach näherer Maßgabe der hierfür geltenden Prüfungsordnung. 
 
Die Eignungsprüfung ist, soweit alle Klausuren der staatlichen Pflichtfachprüfung zu fertigen 
sind, bestanden, wenn 
  die für das Bestehen der staatlichen Pflichtfachprüfung erforderliche Anzahl von 

Klausuren, mindestens jedoch die Hälfte der zu fertigenden Klausuren, bestanden, 
also mit mindestens 4,00 Punkten bewertet worden sind und  

  Klausuren in mindestens zwei der drei Bereiche Zivilrecht, Strafrecht und Öffentli-
ches Recht bestanden sind, hiervon mindestens eine im Zivilrecht. 

Ist die Eignungsprüfung in einem Bereich wegen ausreichender schriftlicher Nachweise nicht 
abzulegen, werden für diese Berechnung die in diesem Bereich angebotenen Klausuren der 
staatlichen Pflichtfachprüfung fiktiv als bestanden angesetzt. 
 
Eine mündliche Prüfung erfolgt nicht. Im Falle des Bestehens der Eignungsprüfung wird da-
rüber eine Bescheinigung erteilt. Eine Note wird darin nicht festgesetzt. 


